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Drucksache 2951 


Der Präsident des Bundesrates 


Bonn, den 30. Juni 1961 


Abschrift 


An den 

Vorsitzenden des Vermittiungsausschusses 
des Deutschen Bundestages und des Bundesrates 
Herrn Ministerpräsident Dr. Zinn 


Ich beehre mich mitzuteilen, daß der Bundesrat in seiner 
235. Sitzung am 30. Juni 1961 beschlossen hat, hinsichtlich des 
vom Deutschen Bundestag am 16. Juni 1961 verabschiedeten 


Vierten Gesetzes 
zur Änderung und Ergänzung 
des Bundesvertriebenengesetzes 

— Drucksachen 1633, 2849 (neu) — 


zu verlangen, daß der Vermittlungsausschuß gemäß Artikel 77 
Abs. 2 des Grundgesetzes aus den in der Anlage angegebenen 
Gründen einberufen wird. 

Der Bundesrat ist der Ansicht, daß das Gesetz seiner Zustim- 
mung bedarf. 


Dr. Meyers 


Bonn, den 30. Juni 1961 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Vorstehende Abschrift wird mit Bezug auf das dortige 
Schreiben vom 16. Juni 1961 mit der Bitte um Kenntnisnahme 
übersandt. 


Dr. Meyers 


Driuck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg, 
Postfach 821, Goelhestraße 54, Tel. 6 35 51 
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Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 


Anlage 


Gründe für die Einberufung des Vermittlungsausschusses 

zum Vierten Gesetz 

zur Änderung und Ergänzung des Bundesvertriebenengesetzes 


1. Satz 4 des neu in das Gesetz aufgenommenen 
§ 20 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

„Die näheren Bestimmungen erlassen die Landes- 
regierungen." 

Begründung 

Nach der bisherigen Fassung müßten die Aus- 
führungsbestimmungen in einigen Ländern vom 
Landesgesetzgeber erlassen werden. Falls der 
Erlaß eines derartigen Ausführungsgesetzes er- 
forderlich ist, würden Widerspruchsentscheidun- 
gen längere Zeit nicht ergehen (können. Dies 
sollte jedoch, wenn irgend möglich, verhindert 
werden. Es müßten deshalb die Landesregierun- 
gen ermächtigt werden, die näheren Bestimmun- 
gen zu erlassen. 

2. Dem neu in das Gesetz aufgenommenen § 20 
Abs. 2 wird folgender Satz 5 angefügt: 

„Die Anhörung des Ausschusses kann unterblei- 
ben, wenn die zuständige Behörde dem Wider- 
spruch in vollem Umfange entsprechen will." 

Begründung 

Der Vollzug des § 3 BVFG erfordert schnelle 
Entscheidungen, da die Berechtigten gerade in 
'der ersten Zeit nach der Aufenthaltsnahme im 
Bundesgebiet die Rechte und Vergünstigungen 
benötigen, die ihnen auf Grund ihrer Anerken- 
nung als Sowjetzonenflüchtlinge zustehen. Die 
Anhörung eines Ausschusses verzögert aber eine 
Entscheidung nicht unerheblich. Es sollte daher 


eine Regelung getroffen werden, die § 13 Abs. 2 
des Kriegsgefangenenentschädigungsgesetzes 
entspricht. Diese Bestimmung kann aber beim 
Vollzug des BVFG nicht entsprechend angewen- 
det werden. Eine Ermächtigung des Gesetz- 
gebers, nach der von der Anhörung des Aus- 
schusses abgesehen werden kann, wenn dem 
Widerspruch entsprochen werden soll, ist des- 
halb erforderlich. 

3. Artikel 4 wird durch folgende Fassung ersetzt: 

„Artikel 4 

Dieses Gesetz tritt drei Monate nach seiner 
Verkündung, Satz 4 des durch Artikel 1 Buch- 
stabe a eingefügten § 20 Abs. 2 jedoch am Tage 
nach der Verkündung in Kraft." 

Begründung 

Vor der Bildung der Anhörungsausschüsse müs- 
sen die notwendigen Ausführungsbestimmungen 
erlassen sein und die von den anerkannten Ver- 
bänden vorgeschlagenen Personen als Beisitzer 
berufen oder gewählt werden. Die endgültige 
Bildung der Ausschüsse kann aber nicht unmittel- 
bar nach der Verkündung des Änderungsgeset- 
zes abgeschlossen sein, was auch die nach Erlaß 
des Zweiten Gesetzes zur Änderung und Ergän- 
zung des Häftlingshilfegesetzes vom 16. Juli 1960 
(BGBl. I S. 561) gesammelten Erfahrungen bewie- 
sen häben. Die Änderung ist deshalb erforder- 
lich, damit der Gesetzesvollzug nicht längere 
Zeit gehemmt wird. 
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